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Erste Durchführungsbestimmung 
zur Verordnung über die Sozialversicherung 

bei der Staatlichen Versicherung 
der Deutschen Demokratischen Republik

vom 9. Dezember 1977

Auf Grund des § 119 der Verordnung vom 9. Dezember 1977 
über die Sozialversicherung bei der Staatlichen Versicherung 
der Deutschen Demokratischen Republik (GBl. I Nr. 1 S. 1) 
wird im Einvernehmen mit den Leitern der zuständigen zen­
tralen Staatsorgane folgendes bestimmt:

Zu § 1 Buchst, а der Verordnung:

§ 1

Kooperative Einrichtungen der Landwirtschaft sind
— zwischengenossenschaftliche Einrichtungen der LPG und 

GPG (ZGE),1
— zwischenbetriebliche Einrichtungen der LPG, GPG, VEG 

sowie der sozialistischen Betriebe der Nahrungsgüterwirt­
schaft und des Handels (ZBE),1

— zwischengenossenschaftliche Einrichtungen der Waldwirt­
schaft (ZEW),

— zwischenbetriebliche und zwischengenossenschaftliche Ein­
richtungen der Binnenfischerei (ZBE und ZGE Binnen­
fischerei).

Zu den §§6, 9, 11, 13, 14 und 19 der Verordnung:

§ 2

Für die Zeit des Vollzuges einer Strafe mit Freiheitsentzug 
besteht keine Versicherungspflicht. Das gilt auch für die auf 
den Vollzug einer Strafe mit Freiheitsentzug anzurechnende 
Zeit der Untersuchungshaft.

Zu § 6 Abs. 1 der Verordnung:

§3

(1) Versicherungspflicht für das Kalenderjahr liegt vor, 
wenn zu erwarten ist, daß die Einkünfte des Mitgliedes im 
Kalenderjahr mindestens 900 M betragen.

(2) Wurde zu Beginn des Kalenderjahres festgestellt, daß 
die Voraussetzungen für die Versicherungspflicht nicht vor­
liegen, und ergeben sich im Kalenderjahr Einkünfte von min­
destens 900 M, ist die Versicherungspflicht rückwirkend für 
dieses Jahr festzustellen.

(3) Wurde gemäß Abs. 1 Versicherungspflicht festgestellt 
und ergibt sich, daß die Einkünfte im Kalenderjahr weniger 
als 900 M betragen, endet die Versicherungspflicht mit Ab­
lauf dieses Kalenderjahres. In diesen Fällen ist der Beitrag 
zur Sozialversicherung nach Einkünften in Höhe von 900 M 
zu zahlen. Die Versicherungspflicht beginnt erneut mit dem
1. Januar des Jahres, in dem die Voraussetzungen gemäß 
Abs. 1 vorliegen.

§4

Besteht für einen Teil des Kalenderjahres keine Mitglied­
schaft zur Genossenschaft oder keine Versicherungspflicht, 
liegt für den verbleibenden Teil des Kalenderjahres Ver­
sicherungspflicht vor, wenn die in dieser Zeit erzielten Ein-

1 Dazu gehören auch agrochemische Zentren, Bauorganisationen und 
Meliorationsgenossenschaften.

künfte, umgerechnet auf einen Jahresbetrag, mindestens 
900 M betragen.

Zu § 6 Abs. 2 der Verordnung:

§5

(1) Beginnt oder endet die Tätigkeit im Laufe eines Kalen­
dermonats und liegen die während der Tätigkeit in diesem 
Kalendermonat erzielten Einkünfte unter 75 M, ist das Mit­
glied für diesen Teil des Kalendermonats pflichtversichert, 
wenn die Einkünfte für den vollen Kalendermonat mindestens 
75 M betragen hätten.

(2) Die Versicherungspflicht endet mit dem Tag der Been­
digung der Tätigkeit. Betragen die Einkünfte in einem Kalen­
dermonat weniger als 75 M, endet die Versicherungspflicht 
mit dem Ablauf dieses Kalendermonats.

Zu § 7 Abs. 1 der Verordnung:

§6

Die Mitgliederversammlung der LPG Typl und II kann 
durch Beschluß festlegen, daß Mitglieder mit individueller 
Wirtschaft, die Einkünfte aus individuell genutztem Grün­
land und aus anderen Futterflächen sowie aus individueller 
Wirtschaft erzielen, sowie andere Mitglieder, auf die solche 
Einkünfte verteilt werden, den sonst von der LPG dafür zu 
zahlenden Beitrag und die Unfallumlage voll oder zum Teil 
selbst zu entrichten haben.

Zu § 7 Abs. 2 der Verordnung:

§7

(1) Die Berechnung der Abschlagzahlungen ist von den Ge­
nossenschaften bzw. kooperativen Einrichtungen vorzu- 
men. Sie erfolgt von

a) LPG (außer LPG Typl und II), GPG, PwF, PwZ und 
PwP nach den Einkünften, die durch die Genossenschaft 
für die geleistete Arbeit in der Genossenschaft bzw. ko­
operativen Einrichtung gezahlt werden,

b) LPG Typ I und II nach den im vorangegangenen Kalen­
derjahr erzielten beitragspflichtigen Einkünften, minde­
stens jedoch nach den im laufenden Kalenderjahr er­
zielten Einkünften, die durch die Genossenschaft für die 
geleistete Arbeit in der Genossenschaft bzw. kooperati­
ven Einrichtung gezahlt werden. Die LPG sind berech­
tigt, die Höhe der monatlichen Abschlagzahlungen den 
tatsächlichen Verhältnissen des laufenden Kalender­
jahres anzupassen.

c) kooperativen Einrichtungen, in denen die Einkünfte für 
die dort geleistete Arbeit direkt an die Mitglieder ge­
zahlt werden, nach den Einkünften für diese geleistete 
Arbeit,

d) FPG nach den Einkünften aus der Genossenschaft.

(2) Der Berechnung der Abschlagzahlungen sind die Ein­
künfte bis zu 600 M monatlich bzw. bis zu dem sich aus § 12 
ergebenden Betrag zugrunde zu legen. Die Mitgliederver­
sammlung der Genossenschaft bzw. die Versammlung der 
Genossenschaftsmitglieder und Arbeiter der kooperativen 
Einrichtung kann beschließen, daß auch die übersteigenden 
Einkünfte der Berechnung der Abschlagzahlungen zugrunde 
gelegt werden. Die Summe aller Abschlagzahlungen für die 
abgelaufenen Monate des Kalenderjahres darf jedoch den Teil 
des Jahresbeitrages nicht übersteigen, der auf die 'bis zu 
diesem Zeitpunkt insgesamt erzielten beitragspflichtigen Ein­
künfte entfällt.


